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§ 7 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung 

Die Vorlage im Überblick

Mit der Totalrevision des Einführungsgesetzes zum Krankenversicherungsgesetz (EG KVG) werden neue
Vorgaben des Bundes zur Prämienverbilligung umgesetzt, der Vollzug der Prämienverbilligung verbessert
und Anpassungen an die neue Verwaltungsorganisation vorgenommen.

Das Bundesrecht schreibt vor, bei den unteren und mittleren Einkommen die Prämien für Kinder und junge
Erwachsene in Ausbildung um mindestens 50 Prozent zu verbilligen. Im kantonalen Recht ist festzulegen,
welche Einkommen zu den unteren und mittleren gehören und wie der Begriff junge Erwachsene «in
Ausbildung» zu verstehen ist. Der Regierungsrat bestimmt den Grenzbetrag, bis zu dem ein mittleres
Einkommen vorliegt. Als junge Erwachsene in Ausbildung sollen 18- bis 25-jährige Personen gelten, deren
Ausbildung für den Eintritt ins Erwerbsleben noch andauert.  

Der Anspruch auf Prämienverbilligung wird künftig im Regelfall gestützt auf die Steuerdaten von Amtes
wegen geprüft. Das Antragssystem ist nur noch für besondere Fälle vorgesehen, etwa wenn sich im
Auszahlungsjahr die persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich verändern. Neu werden
die Ansprüche auf Prämienverbilligung mit den geschuldeten Kantons- und Gemeindesteuern verrechnet;
ausbezahlt werden nur allfällige Überschüsse. Unter der neuen Verwaltungsorganisation wird vornehmlich
der Regierungsrat über die Zuweisung der Vollzugsaufgaben befinden. Es ist vorgesehen, den Vollzug der
Prämienverbilligung von der Ausgleichskasse zur Steuerverwaltung zu verlagern.

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, dem neuen Einführungsgesetz zum Krankenversicherungs-
gesetz zuzustimmen. 

1. Änderungen im Krankenversicherungsgesetz

1.1. Prämienverbilligung für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung

Das eidgenössische Parlament verabschiedete zu Gunsten von Kindern und jungen Erwachsenen in
Ausbildung folgende Regelung (Art. 65 Abs. 1bis KVG): «Für untere und mittlere Einkommen verbilligen die
Kantone die Prämien von Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung um mindestens 50 Prozent.»

Die Kantone müssen dies spätestens per 1. Januar 2007 umsetzen. – Die offen formulierte Bestimmung gibt
dafür grossen Spielraum; die Kantone können die unteren und mittleren Einkommen festlegen, jungen
Erwachsenen in Ausbildung keinen automatischen und selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung
gewähren und den Begriff «in Ausbildung» definieren. Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass der Regierungsrat
einen Grenzbetrag bestimmt, bis zu dem für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung im Rahmen des
Gesamtanspruchs mindestens die Hälfte der Richtprämien verbilligt wird. Der Grenzbetrag kann abgestuft
werden. Zur Diskussion stehen Beträge zwischen 35 000 und 55 000 Franken. Die Höhe hängt unter anderem

berechnet, sofern die Steuerpflichtigen eine Beteiligungsquote von mindes-
tens 10 Prozent halten. Unter Dividenden sind die von der General- oder
Gesellschafterversammlung beschlossenen Gewinnausschüttungen zu ver-
stehen.

Art. 64 Abs. 1 Ziff. 3
1 (Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch:)
3. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten bis zu

20 Prozent des Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in der
Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder gemeinnützigen
Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (Art. 60 Abs. 1 Ziff. 7), sowie an
Bund, Kantone, Gemeinden und deren Anstalten (Art. 60 Abs.1 Ziff. 1–4);

Art. 215

Aufgehoben.

II.
Diese Änderung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.



von finanzpolitischen Überlegungen und von der Regelung anderer Kantone ab. Ansprüche über diesen
Grenzbetrag werden nach dem üblichen Modus (Art. 15) berechnet.

1.2. Leistungsaufschub für säumige Versicherte

Eine weitere Änderung des KVG betrifft den Leistungsaufschub für säumige Versicherte, welche bereits per
1. Januar 2006 umzusetzen ist (Art. 64 Abs. 2 KVG): «Bezahlt die versicherte Person trotz Mahnung nicht und
wurde im Betreibungsverfahren ein Fortsetzungsbegehren bereits gestellt, so schiebt der Versicherer die
Übernahme der Kosten für die Leistungen auf, bis die ausstehenden Prämien, Kostenbeteiligungen, Verzugs-
zinsen und Betreibungskosten vollständig bezahlt sind. Gleichzeitig benachrichtigt der Versicherer die für die
Einhaltung der Versicherungspflicht zuständige kantonale Stelle über den Leistungsaufschub. Vorbehalten
bleiben kantonale Vorschriften über eine Meldung an andere Stellen.»

Wie bisher dürfen die Versicherer die Zahlungen nur aufschieben. Sie müssen die Kosten für Leistungen
während des Aufschubes vergüten, sobald ausstehende Forderungen erfüllt sind. Bezüglich der Intervention
der Kantone und Gemeinden wurde keine Regelung getroffen. Die einschlägigen Bestimmungen werden
nicht geändert: Nach wie vor werden den Versicherern ausstehende Prämien und weitere ausstehende
Kosten aus den Mitteln der Prämienverbilligung erst vergütet, wenn ein Verlustschein vorliegt. In der
Zeitspanne zwischen dem Fortsetzungsbegehren und dem Vorliegen eines Verlustscheines werden deshalb
die Leistungserbringer auf die Vergütung ihrer Leistungen warten müssen. – Als Meldestellen sind weiterhin
die örtlichen Sozialbehörden vorgesehen.

2. Verbesserung des Vollzugsprozesses

Die Vollzugskosten für die individuelle Prämienverbilligung (IPV) sind hoch. Eine Arbeitsgruppe prüfte, wie
die Kosten gesenkt werden könnten. Zusätzlichen Handlungsbedarf schuf das Ansteigen der für die Deckung
von Verlustscheinen benötigten Mittel innerhalb der letzten drei Jahre von 70 000 auf rund 500 000 Franken;
in einigen Fällen wurden die Prämienverbilligungsmittel nicht zweckkonform eingesetzt, was zu Prämien-
ausständen und letztlich zur Ausstellung von Verlustscheinen führte. Folgende Vorschläge werden
umgesetzt: 
– Aufheben des Antragssystems; die Anspruchsberechtigung wird grundsätzlich gestützt auf die Steuer-

daten von Amtes wegen geprüft; für Sonderfälle bleibt das Antragssystem möglich;
– Verrechnung der IPV-Guthaben mit Steuerschulden; allfällige Überschüsse werden dem Versicherer oder

dem Versicherten ausbezahlt; da die noch auszuzahlenden Beträge vermutlich gering ausfallen, wird
zumindest zu Beginn eine Auszahlung an die Versicherten angestrebt;

– organisatorische Verlagerung des Vollzugs von der Ausgleichskasse zur Steuerverwaltung (liegt gemäss
neuer Verwaltungsorganisation in der Kompetenz des Regierungsrates).

3. Verwaltungsorganisation 2006

Bisher enthielt das EG KVG verschiedene Zuweisungen von Verwaltungsaufgaben an bestimmte Verwal-
tungseinheiten. So wies es beispielsweise den Vollzug der Prämienverbilligung der Kantonalen Ausgleichs-
kasse zu. Mit der neuen Verwaltungsorganisation tritt nach der Landsgemeinde 2006 das Gesetz über die
Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung in Kraft. Danach entscheidet über die verwaltungs-
organisatorischen Fragen in erster Linie der Regierungsrat. Deshalb wird nicht mehr festgelegt, welche
kantonale Verwaltungsbehörde welche Aufgabe vollzieht; dies wird Sache der regierungsrätlichen Vollzugs-
bestimmungen sein. 

4. Auswirkungen

Den Betroffenen bringen die vorgesehenen Änderungen wesentliche Verbesserungen. Sie müssen nur noch
mit einer einzigen Verwaltungseinheit (Steuerverwaltung) zusammenarbeiten; die Mühen für die Antrag-
stellung fallen in der Regel weg. Der Teilbereich «Prämienverbilligung» soll der Steuerverwaltung übertragen
werden, welche bis anhin auf den Einzug von Steuergeldern spezialisiert war. Dies wird ein Umdenken
erfordern. 

Der Vollzug kostete im Jahr 2004 rund 490 000 Franken, davon entfielen etwa 300 000 Franken auf Per-
sonalkosten. In personeller Hinsicht sind kaum Einsparungen zu erwarten. Nach wie vor wird aber ein 
aufwändiger Teil der Prämienverbilligung über ein Antragssystem ausbezahlt werden müssen. Die Ein-
sprachehäufigkeit wird eher steigen, da sich die Anspruchsberechtigten im Rahmen der Gesuchstellung
nicht mehr äussern können. Sie erhalten lediglich eine Verfügung, die unter Umständen den wirtschaftlichen
oder persönlichen Verhältnissen nicht (mehr) Rechnung trägt. In Stosszeiten nimmt die Ausgleichskasse
täglich bis zu 300 Telefonanrufe entgegen, um Auskünfte zu erteilen. Diese Flut wird das neue System nicht
dämmen.
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Bezüglich Verwaltungsaufwand und Verfahrensabläufe sind hingegen einige Vorteile auszumachen. Es
müssen weit weniger Antragsformulare (zurzeit etwa 13 000) verschickt werden. Die Integration des Ver-
sandes der Prämienverbilligungsverfügungen ins System der Steuerverwaltung verspricht Einsparungen an
Papier und Porti. Es wird nur noch ein EDV-System am Vollzug der Prämienverbilligung beteiligt sein, was
Einsparungen bringen dürfte. Schliesslich muss sich nur noch ein Departement mit der Prämienverbilligung
befassen, was den Abstimmungsaufwand reduziert. Da aber die Personalkosten den Hauptanteil aus-
machen, wird der jährliche Verwaltungsaufwand trotzdem nur unwesentlich (weniger als 100 000 Franken)
sinken.

Den grössten finanziellen Nutzen wird das Verrechnen mit den Steuerschulden bringen 2004 war in 
41 Prozent der Prämienverbilligungen das Guthaben kleiner als die Steuerschuld; eine Auszahlung aus den
Mitteln der Prämienverbilligung erübrigt sich. Bei den anderen 59 Prozent entfällt das Steuerinkasso, weil die
gesamte Steuerschuld aus Mitteln der Prämienverbilligung gedeckt wird. – Es handelt sich zudem
vornehmlich um Personengruppen, welche der Steuerverwaltung besonders viel Inkassoaufwand bescheren.
Mit der Verrechnungslösung dürfte sich auch das Missbrauchspotenzial reduzieren, was jedoch mangels
Erfahrungszahlen nicht beziffert werden kann; reduzierten sich die Steuerausstände um 5 Prozent, ent-
spräche dies knapp 1 Million Franken.

Mit der Änderung des KVG wird die Prämienlast für Kinder und Jugendliche in Ausbildung deutlich verringert.
Diese Besserstellung dürfte zusätzliche Auszahlungen von 1 bis 1,5 Millionen Franken auslösen. Ändert der
Landrat die Selbstbehalte nicht, werden die Gesamtkosten von 13,07 (2005) auf 18 Millionen Franken (2007)
steigen, wovon etwa 30 Prozent der Kanton und 70 Prozent der Bund trägt. Mit dem neuen Finanzausgleich
wird sich das Verhältnis zulasten des Kantons verschieben. 

5. Kommentar zu einzelnen Artikeln 

Artikel 5; Gemeinden

Inhalt des Artikels unverändert übernommen, obschon er bei einer Kantonalisierung des Sozialwesens
angepasst werden müsste.

Artikel 11 und 12; Massgebende persönliche und wirtschaftliche Verhältnisse

Die Definition der massgebenden Verhältnisse wurde neu konzipiert. Die Grundsätze bezüglich der persön-
lichen (namentlich Zivilstand, Kinder) und der wirtschaftlichen Verhältnisse werden in je separaten Artikeln
aufgeführt. In begründeten Fällen kann auf Antrag hin von den Grundsätzen abgewichen werden (Art. 27 
Abs. 2).

Wenn künftig die vollziehende kantonale Verwaltungsbehörde ein Verfahren mangels zuverlässiger Steuer-
daten sistiert, so geschieht dies formlos. Es wird die betroffene Person einfach keine Verfügung erhalten, bis
Steuerdaten vorliegen. Das Antragsrecht gemäss Artikel 27 besteht indessen jederzeit. 

Artikel 17–19; Kinder / Junge Erwachsene in Ausbildung

Die Begriffserklärung für «junge Erwachsene» gemäss Artikel 18 Satz 2 ergibt sich aus Artikel 61 Absatz 3
KVG. 

Um die KVG-Vorgabe einer mindestens hälftigen Prämienverbilligung für Kinder und junge Erwachsene in
Ausbildung mit unteren und mittleren Einkommen automatisiert erfüllen zu können, sind bis zu einem durch
den Regierungsrat festzulegenden Grenzbetrag (Art. 20) zwei Berechnungsläufe vorzunehmen. Zum einen
wird die Höhe der Prämienverbilligung wie bei allen anderen Anspruchsprüfungen (Art. 15) berechnet, zum
anderen setzt das System für Kinder und Jugendliche in Ausbildung genau die Hälfte der Richtprämie 
(Art. 14) ein. Der höhere Anspruch gelangt zur Anwendung.

Das KVG definiert den Begriff «in Ausbildung» nicht näher. Von einer Konkretisierung im kantonalen
Gesetzes- oder Verordnungsrecht soll abgesehen werden. Es wird vom gleichen Begriff wie im Steuerrecht
ausgegangen. Dieses leitet die Begriffsdefinition aus der Unterhaltspflicht gemäss den Artikeln 276 und 277
Zivilgesetzbuch ab. Demnach gilt nicht jeder Kurs oder jede Schule als Ausbildung. Die Ausbildung soll den
Eintritt ins Erwerbsleben erlauben, sodass der Lebensunterhalt selber bestritten werden kann. Sie ist also
erst dann abgeschlossen, wenn sie die Aufnahme einer angemessenen beruflichen Tätigkeit erlaubt. Bei
einem Hochschulstudium ist dies das Lizenziat. Betreffend Zweitausbildung wird davon ausgegangen, dass
sich die Unterhaltspflicht der Eltern auf eine Erstausbildung beschränkt.

Bezüglich der Unterscheidung zwischen selbstständigem und unselbstständigem Anspruch wird die an der
Landsgemeinde 2005 beschlossene Regelung beibehalten. Demnach haben junge Erwachsene, deren
Unterhalt zur Hauptsache von den Eltern in Erfüllung der gesetzlichen Unterstützungspflicht bestritten wird,
keinen selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung. Ob der Kinderabzug für diese Personen in
Ausbildung gewährt wird oder nicht, ist dabei unerheblich. 
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Artikel 20; Grenzbetrag

Für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung besteht auf jeden Fall ein Anrecht auf Prämienverbilligung,
wenn die Anspruchsberechtigten ein vom Regierungsrat bestimmtes anrechenbares Einkommen nicht
erreichen. Voraussichtlich wird diese Grenze zwischen 35 000 und 55 000 Franken liegen. Dabei kann der
Regierungsrat die Grenzbeträge abgestuft festlegen. Eine Abstufung wird in der Regel nach sozialen Kriterien
erfolgen; beispielsweise wird für einen alleinstehenden jungen Erwachsenen in Ausbildung und mit selbst-
ständigem Anspruch der Grenzbetrag tiefer angesetzt als bei einem alleinerziehenden Elternteil mit Kindern. 

Artikel 21 – 26; Vorgaben für bestimmte Personengruppen

Für die Sonderfälle (bisher Art. 17) wurden separate Artikel geschaffen, inhaltlich aber nur marginale An-
passungen vorgenommen; z. B. für Asylsuchende eine Kompetenzdelegation an den Regierungsrat, was 
angesichts der quantitativen Bedeutung sowie der Abhängigkeit von der eidgenössischen Asylgesetzgebung
vertretbar ist.

Artikel 27; Ermittlung, Geltendmachung des Anspruchs
Grundsätzlich wird kein Antrag mehr auf Prämienverbilligung gestellt werden müssen. Es kommen automa-
tisch die massgeblichen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Art. 11 und 12) zur Anwendung.
Sämtliche steuerpflichtigen Personen (auch solche mit hohen Einkommen) werden gestützt auf diese Daten
eine Verfügung erhalten, womit ein rechtsmittelfähiger Rechtszustand hergestellt wird. Trotz des ange-
strebten Automatismus wird aber auch künftig ein erheblicher Teil über das Antragssystem abgewickelt
werden müssen (Abs. 2).

Artikel 31; Auszahlung

Der angestrebte Auszahlungsmodus wird für die Betroffenen die augenfälligste Änderung sein, weil das
Guthaben aus der Prämienverbilligung mit den Kantons- und Gemeindesteuern verrechnet werden wird. Ein
solches Modell wird in Appenzell Innerrhoden schon seit Einführung des KVG mit Erfolg angewendet.

Allfällige Überschüsse sollen an die Anspruchsberechtigten ausbezahlt werden. Die Verrechnung mit den
Versicherern soll vorerst nicht mehr möglich sein. Es wird allerdings dem Regierungsrat die Kompetenz
eingeräumt, die Auszahlung an die Krankenversicherer anzuordnen. Deren Interesse daran wird jedoch ver-
mutlich schwinden, da mit der Verrechnung mit den Steuerschulden die auszubezahlenden Beträge sinken.

Artikel 34; Datenerhebung und Datenschutz

Die Bestimmung ist neu und bezieht sich nicht explizit auf die Prämienverbilligung. Vielmehr geht es darum,
das zuständige Departement als berechtigt zu erklären, von den Leistungserbringern und von den Ver-
sicherern gewisse Daten zu verlangen. Dabei geht es nicht um persönlich-individuelle Daten.

Artikel 41; Inkrafttreten

Das Inkrafttreten ist noch offen; es hängt vom Abschluss der Programmierarbeiten ab. Die Abwicklung über
die Steuerverwaltung wird kaum vor dem 1. Januar 2008 realisiert werden können, während Teile der vor-
liegenden Revision bereits per 1. Januar 2007 in Kraft stehen müssen. Deshalb ist es sinnvoll, wenn der
Regierungsrat den Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmt. 

6. Beratung der Vorlage im Landrat

Eine landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrätin Susanne Jenny Wiederkehr, Niederurnen,
befasste sich mit der Vorlage. Eintreten auf die Vorlage war unbestritten, umso mehr als die Vorgaben des
Bundes die Vergütung der halben Richtprämie für Kinder und Jugendliche aus Familien mit unteren und
mittleren Einkommen zwingend fordert. Die Kommission unterstützt die organisatorischen Änderungen
Aufhebung des Antragssystems, Verrechnung von Prämienverbilligungen mit Steuern und Verlagerung des
Vollzugs auf die Steuerverwaltung. Allerdings handle es sich um keine Sparvorlage; gewisse Einsparungen
bringe einzig die neue Verrechnungslösung. Demgegenüber brächten die neuen Bundesvorgaben bezüglich
Kinder und Jugendliche Mehrkosten von brutto rund 1,5 Millionen Franken. Die Kommission schlug einige
der besseren Verständlichkeit dienende Änderungen vor. 

Im Landrat war die Vorlage völlig unbestritten, der Regierungsrat schloss sich den Anträgen der Kommission
an. – Der Landrat beantragt der Landsgemeinde einstimmig, dem neuen Einführungsgesetz zum Kranken-
versicherungsgesetz zuzustimmen. 

7. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, nachstehendem Gesetzesentwurf zuzustimmen:
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Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die
Krankenversicherung
(EG KVG)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2006)

I. Allgemeine Bestimmungen; Zuständigkeit
Art. 1

Zweck
1 Dieses Gesetz regelt den Vollzug des Bundesgesetzes über die Kranken-
versicherung (KVG).
2 Es regelt insbesondere die Umsetzung des Versicherungsobligatoriums
und der Prämienverbilligung für Versicherte in bescheidenen wirtschaftli-
chen Verhältnissen.

Art. 2

Regierungsrat
1 Der Regierungsrat vollzieht das Bundesgesetz über die Krankenversi-
cherung. Er ist für die gemäss Bundesgesetz den Kantonen obliegenden
Aufgaben zuständig, sofern das vorliegende Einführungsgesetz und seine
Ausführungsvorschriften nichts anderes vorsehen.
2 Der Regierungsrat ist insbesondere zuständig für:
a. die Planung einer bedarfsgerechten Spitalversorgung (Art. 39 Abs. 1 Bst. d

KVG);
b. die Erstellung der nach Leistungsaufträgen in Kategorien gegliederten

Spital- und Pflegeheimlisten (Art. 39 Abs. 1 Bst. e und Abs. 3 KVG);
c. die Regelung der ausserkantonalen Hospitalisationen (Art. 41 Abs. 3 KVG);
d. die Genehmigung von Tarifverträgen (Art. 46 Abs. 4 KVG) und die Tarif-

festsetzung bei Fehlen eines Tarifvertrages oder bei Streitigkeiten über
einen Tarif (Art. 47–50 KVG);

e. die Festlegung eines Gesamtbetrages für die Finanzierung der Spitäler
als finanzielles Steuerungsinstrument unter Vorbehalt der Budgethoheit
des Landrates (Globalbudget; Art. 51 KVG);

f. die Regelung der Prämienverbilligung.
3 Der Regierungsrat erlässt die notwendigen Vollzugsbestimmungen. Er kann
im Rahmen des Vollzuges mit anderen Kantonen oder Dritten Vereinbarun-
gen abschliessen.

Art. 3

Zuständiges Departement
1 Das zuständige Departement bereitet die in die Zuständigkeit des Regie-
rungsrates fallenden Geschäfte vor.
2 Es beaufsichtigt den Vollzug des Krankenversicherungsgesetzes durch
andere kantonale Verwaltungsbehörden und die Gemeinden.

Art. 4

Zuständige kantonale Verwaltungsbehörden

Der Regierungsrat bezeichnet in den Vollzugsbestimmungen die zuständi-
gen kantonalen Verwaltungsbehörden namentlich für:
a. die Behandlung von Ausnahmegesuchen von der Versicherungspflicht

(Art. 10 Abs. 1 Verordnung über die Krankenversicherung [KVV]);
b. die periodische Orientierung der Bevölkerung über die Versicherungs-

pflicht (Art. 10 Abs. 2 KVV);
c. die Erteilung von Kostengutsprachen und Abwicklung des Verrechnungs-

verkehrs für ausserkantonale Hospitalisationen (Art. 41 Abs. 3 KVG);
d. den Vollzug der Prämienverbilligung (Art. 65 KVG);
e. die Entgegennahme der Erklärung von Leistungserbringern, die es

ablehnen, Leistungen nach den Bestimmungen über die Krankenversi-
cherung zu erbringen (Art. 44 Abs. 2 KVG);
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f. die Instruktion und die Unterstützung anderer kantonaler Verwaltungs-
behörden und der Gemeinden beim Vollzug des Krankenversicherungs-
gesetzes.

Art. 5

Gemeinden
1 Die Ortsgemeinden vollziehen die Bestimmungen über das Versicherungs-
obligatorium.
2 Die Fürsorgegemeinden wirken beim Vollzug der Bestimmungen über die
Prämienverbilligung mit. Sie stellen den Vollzugsorganen die notwendigen
Angaben über die Empfänger von Sozialhilfeleistungen zur Verfügung.
3 Die Sozialbehörden am fürsorgerechtlichen Wohnsitz oder am Aufenthalts-
ort nehmen die Verlustscheine für die uneinbringlichen Prämien und Kosten-
beteiligungen entgegen und leiten diese zur weiteren Bearbeitung an die
zuständige kantonale Verwaltungsbehörde weiter.

Art. 6

Ergänzendes Recht

Soweit dieses Gesetz keine Regelung enthält, finden die Vorschriften des
Kantons und des Bundes über die eidgenössische Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung sowie des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des
Sozialversicherungsrechts als ergänzendes Recht sinngemäss Anwendung.

II. Versicherungsobligatorium
Art. 7

Versicherungspflicht
1 Die Ortsgemeinden sorgen für die Einhaltung der Versicherungspflicht
gemäss den Bestimmungen des Krankenversicherungsgesetzes (Art. 3 und 6
KVG).
2 Sie bezeichnen die zuständige Kontrollstelle, welche die Einhaltung der
Versicherungspflicht überwacht.
3 Sie informieren alle neu zuziehenden Personen sowie Eltern von Neugebo-
renen rechtzeitig über die Versicherungspflicht.

Art. 8

Zuweisung einer versicherungspflichtigen Person
1 Die Kontrollstelle (Art. 7 Abs. 2) fordert eine versicherungspflichtige Person,
die nicht versichert ist, auf, sich unverzüglich versichern zu lassen.
2 Sie weist eine versicherungspflichtige Person, die nicht innert eines Monats
dieser Aufforderung nachgekommen ist, einem Versicherer zur Aufnahme zu.
3 Die gesetzlichen Vertreter von Neugeborenen sowie alle Personen, die neu
im Kanton Glarus Wohnsitz nehmen, haben innert dreier Monate der Kon-
trollstelle einen Versicherungsnachweis einzureichen. Andernfalls geht die
Kontrollstelle gemäss den Absätzen 1 und 2 vor.

Art. 9

Auskunfts- und Meldepflicht
1 Die Kontrollstelle kann von jeder versicherungspflichtigen Person einen
Versicherungsnachweis verlangen.
2 Die Versicherer haben der zuständigen Kontrollstelle und den Aufsichts-
behörden Auskunft zu erteilen, welche Personen bei ihnen versichert sind.
3 Zudem melden die Versicherer den örtlichen Sozialbehörden und der Kon-
trollstelle alle Versicherten, die mit Prämienzahlungen mehr als sechs
Monate im Rückstand sind.
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III. Prämienverbilligung
1. Grundsätze

Art. 10

Bezugsberechtigung
1 Eine Prämienverbilligung wird dem Versicherungsobligatorium unterliegen-
den Personen gewährt, sofern sie die Voraussetzungen dieses Gesetzes
erfüllen und
a. ihren steuerrechtlichen Aufenthalt oder Wohnsitz und ihren zivilrecht-

lichen Wohnsitz im Kanton Glarus haben, oder
b. eine Aufenthaltsbewilligung im Kanton Glarus besitzen, die mindestens

drei Monate gültig ist, oder
c. aufgrund des Abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-

schaft und der Europäischen Union (EU) sowie ihren Mitgliedstaaten über
die Freizügigkeit sowie seinem Anhang II der obligatorischen Kranken-
pflege-Grundversicherung unterstellt sind und für sie gemäss Zuständig-
keitsregelung des Bundes der Kanton Glarus zuständig ist.

2 Der Regierungsrat kann den Kreis der anspruchsberechtigten Personen
erweitern oder einschränken.
3 Personen, die sich in der Schweiz freiwillig gegen Krankheit versichern
oder sich von der Versicherungspflicht befreien lassen, sowie Personen,
deren Prämien vom Bund übernommen werden, haben keinen Anspruch auf
Prämienverbilligung.

Art. 11

Massgebende persönliche Verhältnisse

Massgebend für die persönlichen und familiären Verhältnisse ist grundsätz-
lich der 1. Januar des dem Auszahlungsjahr vorangehenden Jahres.

Art. 12

Massgebende wirtschaftliche Verhältnisse
1 Massgebend für die wirtschaftlichen Verhältnisse sind grundsätzlich die
aktuellen verfügbaren Steuerdaten am 1. Januar des dem Auszahlungsjahr
vorangehenden Jahres.
2 Liegen keine zuverlässigen Steuerdaten vor, sistiert die zuständige kanto-
nale Verwaltungsbehörde das Verfahren.

Art. 13

Gesamtanspruch
1 Personen, die gemeinsam besteuert werden, haben einen Gesamtanspruch
auf die Prämienverbilligung.
2 Im Weiteren können Personen einen Gesamtanspruch auf Prämienverbilli-
gung geltend machen:
a. für sich und ihre unmündigen Kinder, soweit sie in Erfüllung der gesetz-

lichen Pflicht deren Prämien für die obligatorische Krankenpflege-Grund-
versicherung entrichtet haben;

b. für sich und ihre volljährigen Kinder in Ausbildung, wenn sie in Erfüllung
der gesetzlichen Unterstützungspflicht den Unterhalt zur Hauptsache
bestreiten.

Art. 14

Richtprämie
1 Für die Festsetzung der Prämienverbilligung legt das zuständige Departe-
ment jährlich die generellen Richtprämien fest.
2 Die Richtprämien orientieren sich in der Regel an den vom Bund pro Per-
sonenkategorie und Kanton festgelegten monatlichen Durchschnittsprämien
für die obligatorische Krankenpflege-Grundversicherung. Ausnahmen be-
stimmt der Regierungsrat.
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Art. 15

Berechnung der Prämienverbilligung
1 Die massgebenden Richtprämien werden verbilligt, soweit sie einen
Selbstbehalt in Form eines prozentualen Anteils am anrechenbaren Einkom-
men übersteigen. Der Landrat legt den prozentualen Anteil fest.
2 Der Landrat legt den Selbstbehalt nach Einkommenskategorien fest. Für
Personen ohne zivilrechtlichen Wohnsitz in der Schweiz kann er unter Einhal-
tung des Nichtdiskriminierungsgrundsatzes andere Selbstbehalte festlegen.
3 Er legt die Selbstbehalte so fest, dass die maximalen Bundesbeiträge
gemäss Bundesgesetz ergänzt durch den gesetzlichen Kantonsanteil zur
Finanzierung der Prämienverbilligung ausreichen und dass mindestens 50
Prozent der Bundesmittel ausgeschöpft werden.

Art. 16

Anrechenbares Einkommen
1 Das anrechenbare Einkommen entspricht dem Bruttoeinkommen, erhöht
um einen vom Landrat festgelegten Anteil des steuerbaren Vermögens
(Art. 12 Abs. 1). Der Regierungsrat kann weitere Abzüge und Zuschläge zum
Bruttoeinkommen bestimmen.
2 Bei Personen, die einen Gesamtanspruch haben, werden die anrechen-
baren Einkommen zusammengezählt.
3 Entspricht das anrechenbare Einkommen einer Person offensichtlich ihrer
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nicht, kann auf Letztere abgestellt wer-
den.

2. Sonderfälle

Art. 17

Kinder

Für Neugeborene beginnt die Berechtigung grundsätzlich am 1. Januar des
auf die Geburt folgenden Jahres.

Art. 18

Junge Erwachsene in Ausbildung ohne selbstständigen Anspruch

Junge Erwachsene in Ausbildung, deren Unterhalt zur Hauptsache von den
Eltern in Erfüllung der gesetzlichen Unterstützungspflicht bestritten wird,
haben keinen selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung (Art. 13
Abs. 2 Bst. b). Als junge Erwachsene gelten volljährige Personen, die das
25. Altersjahr noch nicht erreicht haben.

Art. 19

Junge Erwachsene in Ausbildung mit selbstständigem Anspruch

Junge Erwachsene in Ausbildung, die ihren Unterhalt zur Hauptsache selber
bestreiten, haben selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung.

Art. 20

Garantierter Anspruch für Kinder und Jugendliche

Kinder sowie junge Erwachsene mit und ohne selbstständigen Anspruch
haben Anrecht auf die jeweilige halbe Richtprämie, sofern die Berechnung
gemäss Artikel 15 einen tieferen Anspruch auf Prämienverbilligung ergibt
und das anrechenbare Einkommen gemäss Artikel 16 einen vom Regie-
rungsrat festgelegten Grenzbetrag nicht übersteigt. Der Regierungsrat kann
den Grenzbetrag abstufen.

Art. 21

Personen, die wirtschaftliche Hilfe beziehen

Personen, die nicht nur einmalig oder über wenige Monate wirtschaftliche
Hilfe gestützt auf das Sozialhilfegesetz beziehen, erhalten die vollen Richt-
prämien.
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Art. 22

Personen, die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV beziehen

Personen, die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV beziehen, werden die vollen
Richtprämien der obligatorischen Krankenpflege-Grundversicherung mit
diesen Leistungen ausgerichtet.

Art. 23

Quellensteuerpflichtige Personen

Der Anspruch von Personen, die der Quellenbesteuerung unterliegen, wird
aufgrund der quellensteuerpflichtigen Bruttoeinkünfte in dem für die Prä-
mienverbilligung massgebenden Jahr ermittelt.

Art. 24

Personen mit Wohnsitz in einem Staat der EU

Für die Berechnung und die Ausrichtung der Prämienverbilligung von ver-
sicherten Personen mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der EU regelt der
Regierungsrat das Verfahren. Insbesondere kann er das Bundesverfahren
sowie die vom Bund festgelegten Durchschnittsprämien als massgeblich
erklären.

Art. 25

Asylsuchende

Der Regierungsrat bestimmt über die Anspruchsberechtigung von Perso-
nen, welche der Asylgesetzgebung unterstehen.

Art. 26

Militärdienstleistende

Sistiert der Versicherer die Versicherungspflicht während der Dauer des
Militärdienstes, kann während dieser Zeit auch die Prämienverbilligung
sistiert werden.

3. Verfahren

Art. 27

Ermittlung, Geltendmachung des Anspruchs
1 Der Anspruch auf Prämienverbilligung wird grundsätzlich von Amtes wegen
ermittelt und ausgerichtet.
2 Auf Antrag wird die Prämienverbilligung ausgerichtet:
a. bei erheblicher Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse im Auszah-

lungsjahr;
b. bei erheblicher Veränderung der persönlichen und familiären Verhältnisse

im Auszahlungsjahr;
c. an Personen, für die keine massgebenden Steuerdaten verfügbar sind.
3 Im Weiteren können Dritte, sofern sie die Anspruchsberechtigten regel-
mässig unterstützen und dauernd betreuen, Antrag auf Prämienverbilligung
stellen.
4 Der Regierungsrat  kann weiteren Personengruppen ein Antragsrecht zu-
sprechen.

Art. 28

Verwirkung

Die Ansprüche auf individuelle Prämienverbilligung verwirken, wenn:
a. die Geltendmachung nicht innerhalb der vom Regierungsrat vorgeschrie-

benen Fristen erfolgt;
b. anspruchsbegründende Änderungen nicht innerhalb der vorgeschrie-

benen Frist mitgeteilt werden;
c. nachgeforderte Unterlagen nicht fristgerecht eingereicht werden;
d. notwendige Auskünfte nicht erteilt werden.
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Art. 29

Ausserordentliche Rechnungsstellung

Die Sozialbehörden können in begründeten Fällen anordnen, dass die Rech-
nungsstellung der Versicherer für die Prämien direkt an sie erfolgt. Ein
begründeter Fall liegt namentlich vor, wenn Anlass zur Befürchtung besteht,
dass die ausbezahlte Prämienverbilligung nicht für die Begleichung der Prä-
mienrechnungen verwendet wird und Prämien als uneinbringlich entrichtet
werden müssen.

Art. 30

Abtretung, Übergang
1 Behörden, Angehörige oder Dritte, welche die Prämie der Krankenpflege-
Grundversicherung dem Versicherer bevorschussen, können sich den
Anspruch auf die Prämienverbilligung abtreten lassen.
2 Hat eine Sozialbehörde aufgrund von Artikel 29 die Prämien anstelle des
Versicherten direkt dem Versicherer vergütet, so geht der Anspruch auf Prä-
mienverbilligung auf die betreffende Gemeinde über.

Art. 31

Gutschrift; Auszahlung
1 Die Prämienverbilligung wird mit den geschuldeten Kantons- und Ge-
meindesteuern verrechnet.
2 Die Auszahlung eines allfälligen Überschusses erfolgt bargeldlos und an
eine schweizerische Zahladresse. Der Regierungsrat kann die Auszahlung
geringfügiger Beiträge ausschliessen.
3 Der Regierungsrat kann bestimmen, dass allfällige Überschüsse unter fest-
gelegten Bedingungen an die Versicherer ausbezahlt werden. In diesem Fall
bestehen keine direkten Ansprüche der anspruchsberechtigten Person
gegenüber dem Kanton.
4 Bei anspruchsberechtigten Personen, die nicht während eines ganzen
Kalenderjahres der Versicherungspflicht unterliegen, erfolgt die Prämienver-
billigung pro rata.

Art. 32

Uneinbringliche Prämien

Die zuständige kantonale Verwaltungsbehörde hat den Versicherern ausste-
hende Prämien, Kostenbeteiligungen, Verzugszinse und Betreibungskosten
im Umfang des Leistungsobligatoriums aus den Mitteln der Prämienverbilli-
gung zu ersetzen, sofern dafür ein Verlustschein vorliegt. Ihr steht für ihre
Zahlungen das Rückgriffsrecht auf die Pflichtigen zu.

Art. 33

Rückerstattung
1 Eine zu Unrecht ausgerichtete Prämienverbilligung ist zurückzuerstatten.
Der Rückerstattungsanspruch verjährt nach einem Jahr seit dem Zeitpunkt,
in dem die zuständige kantonale Verwaltungsbehörde vom Rückerstat-
tungsanspruch Kenntnis erhalten hat, spätestens nach fünf Jahren seit der
Ausrichtung der Prämienverbilligung.
2 Auf Leistungen, die nach diesem Gesetz ausgerichtet werden, besteht kein
Anspruch auf Vergütungs- oder Verzugszinsen.

IV. Datenerhebung und Datenschutz
Art. 34
1 Das zuständige Departement kann statistische Untersuchungen durch-
führen und die dafür notwendigen Daten erheben. Es kann insbesondere
Daten zur Überprüfung der Kostenentwicklung, der Wirtschaftlichkeit sowie
der Qualität, Angemessenheit und Zweckmässigkeit der Leistungen erhe-
ben.
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2 Es kann von den Versicherern und den Leistungserbringern unter Berück-
sichtigung der massgebenden Gesetzgebung die erforderlichen Daten ver-
langen.

V. Rechtspflege
Art. 35

Im Allgemeinen

Der Rechtsschutz gegen Verfügungen gestützt auf dieses Gesetz richtet
sich unter Vorbehalt der nachfolgenden Ausnahmen nach dem Verwaltungs-
rechtspflegegesetz.

Art. 36

Rechtsmittel gegen Prämienverbilligungsentscheide
1 Gegen Verfügungen der zuständigen kantonalen Verwaltungsbehörde kann
binnen 30 Tagen seit Zustellung bei der verfügenden Instanz schriftlich und
begründet Einsprache erhoben werden. Das Einspracheverfahren ist kosten-
los.
2 Gegen Einspracheentscheide der zuständigen kantonalen Verwaltungs-
behörde kann binnen 30 Tagen seit Zustellung beim Verwaltungsgericht
Beschwerde erhoben werden.

Art. 37

Verwaltungsgericht als Versicherungsgericht
1 Das Verwaltungsgericht beurteilt als kantonales Versicherungsgericht Strei-
tigkeiten zwischen Krankenversicherern und Versicherten, Streitigkeiten aus
Zusatzversicherungen zur sozialen Krankenversicherung sowie alle übrigen
Streitigkeiten aus der Anwendung des Bundesgesetzes über die Kranken-
versicherung, soweit dieses hiefür keine andere Behörde vorsieht.
2 Das Verfahren richtet sich in erster Linie nach den besonderen Verfahrens-
bestimmungen des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts (Art. 56ff. ATSG). Subsidiär sind die Bestimmungen des
Verwaltungsrechtspflegegesetzes anwendbar.

Art. 38

Kantonales Schiedsgericht
1 Das Schiedsgericht beurteilt Streitigkeiten zwischen Versicherern und Leis-
tungserbringern sowie über die Ablehnung von Vertrauensärzten (Art. 89
KVG).
2 Das Schiedsgericht besteht aus dem Verwaltungsgerichtspräsidenten als
Vorsitzenden und je zwei Vertretern der Versicherer und der betroffenen
Leistungserbringer als Schiedsrichter, die im Kanton nicht stimmberechtigt
sein müssen.
3 Der Verwaltungsgerichtspräsident ernennt fallweise die jeweiligen Mitglie-
der des Schiedsgerichts auf Vorschlag der Parteien und bezeichnet den
Sekretär. Die Entschädigung der Schiedsrichter richtet sich nach dem
Beschluss über die Taggelder und Reiseentschädigungen für Behörden-
und Kommissionsmitglieder.
4 Das Verfahren vor dem Schiedsgericht richtet sich, unter Vorbehalt der
besonderen Bestimmungen des Krankenversicherungsgesetzes (Art. 89
Abs. 4 und 5 KVG), nach den Bestimmungen des Verwaltungsrechtspflege-
gesetzes.

Art. 39

Strafverfolgung

Die Strafverfolgung der nach Bundesgesetz mit Strafe bedachten Handlun-
gen (Art. 92–94 KVG) ist unter Vorbehalt abweichender Bundesvorschriften
Sache der ordentlichen Untersuchungs- und Strafbehörden nach Massgabe
der Bestimmungen der Strafprozessordnung.
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VI. Schlussbestimmungen
Art. 40

Aufhebung bisherigen Rechts

Mit dem Inkrafttreten dieses Einführungsgesetzes wird dasjenige vom 5. Mai
1996 aufgehoben.

Art. 41

Inkrafttreten

Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes. Er kann es gestaffelt in Kraft setzen.
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§ 8 Gesetz über die Anpassung des kantonalen Rechts an die Verwaltungs-
organisation 2006

Die Vorlage im Überblick

Bei der Anpassung der Gesetzgebung an die neue Verwaltungsorganisation geht es schwergewichtig um
drei Belange: Es sind die Zuständigkeiten für die einzelnen Verwaltungsgeschäfte in der neuen Verwal-
tungsstruktur mit der fünfköpfigen Regierung und den fünf Departementen zu bestimmen. Dabei sollen
die Regierungsmitglieder möglichst von operativen Geschäften entlastet werden, damit sie über mehr Zeit
für die planenden und leitenden Aufgaben verfügen. Und es ist die Kompetenz des Regierungsrates zur
Organisation der Verwaltung zu verwirklichen. 
Das Anpassungspaket beinhaltet Änderung oder Aufhebung von 57 Erlassen gemäss den erwähnten
Vorgaben. Die Anpassung beschränkt sich grundsätzlich auf die neue Verwaltungsorganisation. – Im
Landrat war die Vorlage unbestritten.

1. Allgemeines

1.1. Ausgangslage

Mit der Änderung der Kantonsverfassung (KV) und dem Erlass des Regierungs- und Verwaltungsorganisa-
tionsgesetzes (RVOG) durch die Landsgemeinde 2004 sind die Grundlagen für wesentliche Neuerungen bei
der Verwaltungsorganisation geschaffen worden: Es wird das Departementalsystem eingeführt, wonach
jedes der nunmehr fünf Regierungsmitglieder ein Departement leitet. Die leitende und planende Funktion des
Gesamtregierungsrates wird stärker betont. Dazu gehört, dass in erster Linie der Regierungsrat darüber
entscheidet, wie die Verwaltung die gesetzlichen Aufgaben erfüllt.

1.2. Bestimmung der Zuständigkeiten in der neuen Verwaltungsstruktur 

Neu sind die Aufgaben der Zentralverwaltung statt in sieben Direktionen in fünf Departementen zu erfüllen.
Der Regierungsrat hat gestützt auf die ihm zustehende Organisationskompetenz die Aufgabenbereiche der
fünf Departemente bestimmt und die Struktur der Verwaltung festgelegt. Die Öffentlichkeit ist über den Stand
der Arbeiten laufend informiert worden. Die rechtsverbindliche Organisation ist der regierungsrätlichen
Organisationsverordnung zu entnehmen. Bei der Anpassung der Gesetzgebung geht es darum, die
zahlreichen Verwaltungsaufgaben einer bestimmten Einheit innerhalb der neuen Struktur zur Erledigung
zuzuweisen.

1.3. Entlastung der Regierungsmitglieder von operativen Geschäften

1.3.1. Verlagerung von Verwaltungsgeschäften nach unten

Wenn die nur noch fünf Regierungsmitglieder über mehr Zeit für die planenden und leitenden Aufgaben
verfügen sollen, müssen der Gesamtregierungsrat und die Departemente von operativen Geschäften
entlastet werden. Dieses Vorhaben ist bei der Zuweisung der einzelnen Geschäfte innerhalb der Verwaltung
umzusetzen. Verantwortlichkeiten für Verwaltungsaufgaben müssen nach unten verlagert werden, vom
Gesamtregierungsrat an die Departemente und vom Departement an nachgeordnete Verwaltungseinheiten.
Dies gilt insbesondere für den Bereich des Vollzugs.

1.3.2. Kriterien der Zuweisung von Verwaltungsgeschäften

Beim Entscheid über die Zuweisung von Verwaltungsgeschäften geht es namentlich um die Bestimmung der
Hierarchiestufe innerhalb der Verwaltung, das heisst, ob der Gesamtregierungsrat, das Departement oder
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